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Anlage 14.
(Drucksachen.Nr. 16.)

Bericht und Antrag
des

Provinzialausschusses,
betreffend

die Uebernahme der Fürsorge für Kriegsbeschädigtedurch Besserung ihrer
Erwerbsfähigkeit auf den Provinzialverband.

Bei der Heilung der Wunden des Krieges steht an erster Stelle die Fürsorge für die¬
jenigen, die im Kampfe für das Vaterland ihre Gesundheit oder den Gebrauch ihrer Gliedmaßen
in größerem oder geringerem Grade eingebüßt haben. Es sind dies die „Kriegsbeschädigten".
Hierhin gehören zunächst alle diejenigen, die durch den Krieg zum Krüppel gewordensind, ferner
diejenigen, die den Gebrauch eines Sinnes, z. B. des Augenlichts oder des Gehörs, ganz oder
teilweise verloren haben, dann aber auch alle, die durch Erkrankungenauf körperlichem oder geistigem
Gebiete, die sie vor dem Feinde und im Kriege erworben haben, (z. B. Rheumatismus, chronische
Katarrhe, Erkrankungender Verdauungsorgane, des Herzens, des Nervensystems)in ihrer Arbeits¬
und Erwerbsfähigkeitvorübergehend oder dauernd beschränkt sind. Die Fürsorge für die Kriegs¬
beschädigten ist zweifellos Sache des Reiches und sie wird auch von Reichs wegen ausgeübt zunächst
durch möglichste Heilung und dann durch Gewährung einer Rente auf Grund des Gesetzes vom
31. Mai 1906. Bei der Heilung werden von der Militärverwaltung in weitestgehendem Maße
die modernen Errungenschaftender Heilkunde ausgenutzt. Glücklicher Weise geben uns die Fort¬
schritte, die die Chirurgie, die Orthopädie und die Krüppelpflege in den letzten Jahren gemacht
haben, die Hoffnung, daß bei einem weit größeren Teile als es früher der Fall war, die volle
Gebrauchsfähigkeitihrer Gliedmaßen oder wenigstens eine solche Wiederherstellung,daß sie weiter
erwerbstätig bleiben können, erreicht wird.

Mit der Heilung und der Zuerkcnnungeiner Rente haben wir aber noch nicht alle Ver¬
pflichtungenerfüllt, die wir unseren Kriegsbeschädigtengegenüberhaben. Wir dürfen sie nicht mit
der zu ihrem Lebensunterhaltknapp ausreichcuden Rente ihren: Geschick überlassen und ihnen anheim¬
geben, sich als Nichtstuer, Orgeldreher, Hausierer oder gar Bettler durchs Leben zu schlagen, sondern
im Interesse der Kriegsbeschädigten selbst und auch im Interesse der Allgemeinheitliegt es, daß den
Kriegsbeschädigten die Möglichkeitverschafft wird, soweit es ihr körperlicher Zustand irgend gestattet,
eine Erwerbstätigkeit auszuüben. Der größte Teil wird zweifellosnach Abschlußder Heilung ohne
weiteres wieder seinem bisherigen Berufe nachgehen oder ohne weitere Hilfe einen verwandten oder
neuen Beruf ergreifeu können. Bei einem nicht geringenTeile bedarf es aber doch einer besonderen
Fürsorgetätigkeit,um die Erwerbsfähigkeitwieder herzustellenoder zu bessern und Erwerbsmöglich-
keit zu verschaffen. Diese Fürsorgetätigkeit beginnt mit der „Berufsberatung". In nicht
wenigen Fallen ist nämlich eine besonderesachkundige Beratung und Hilfe erforderlich, um den
Kriegsbeschädigten zu einer zweckentsprechendenEntscheidungüber seine weitere Tätigkeit zu bringen,
sei es nun, daß er in seinem bisherigenBerufe weiter arbeiten kann oder daß er einen neuen Beruf,
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der seinem gesundheitlichen Zustande entspricht,ergreifen muß. Es muß vor allem durch geeignete
Belehrung verhindert werden, daß der Kriegsbeschädigtevöllig mutlos wird und sich fest in den
Gedanken hineinlebt, daß er nichts mehr leisten könne und nur von einer Rente leben müsse oder
daß er sich, obwohl er in seinem bisherigen oder verwandten Berufe bleiben könnte, zur Wahl
eines neuen Berufes entschließt,in dem vielleicht große Ueberfüllungherrschtoder eintreten wird,
wie Vureaubeamter, Portier usw. oder daß er zu sonstigenvoreiligen und verkehrtenEntschlüssen
über seine Zukunft kommt. Hat die Berufsberatung zu einem Ergebnis geführt, so kommt, wenn
der Kriegsbeschädigtenicht ohne weiters in seinem bisherigen Berufe bleiben kann, die Berufs¬
ausbildung in Frage. In den meistenFällen wird es sich um eine Ausbildung iu einer mit
dem bisherigen Berufe des Kriegsbeschädigten verwandtenTätigkeit handeln, z, B. ein Handwerker,
der bisher nur die groben mechanischen Arbeiten seines Handwerks verrichtet hat und in diesem
Zweige infolge seiner Kriegsbeschädigungnicht mehr ganz leistungsfähig ist, wird in den Vorkennt-
nissen zur Leitung eines kleineren Betriebes, zur Auffichtsfllhrungoder zur Erledigung zeichnerischer
Vorarbeiten herangebildet. In anderen Fällen kann der Kriegsbeschädigte nur noch einzelne Zweige
seines bisherigen Berufes ausführen oder er muß lernen, mit besonderen seinem körperlichen Zustande
angepaßten Apparaten zu arbeiten; in verhältnismäßig wenigenFällen wird auch die vollständige
Neuerlernung eines anderen Berufes notwendig fein. Als letzter Zweig der Fürsorgctätigkeitkommt
dann die Arbeitsvermittlung für die Kriegsbeschädigten in Betracht. In manchen Fallen werden
aber auch nach Abschluß des Heilverfahrensund Entlassung des Kriegsbeschädigten aus dem Militär-
Verband zur Besserung der Erwcrbsfähigkeitweitere Heilungsmaßnahmen, z.B. erneute Operationen
zur Hebung der Gebrauchsfähigkeitder Glieder, Kuren in Bädern nnd Heilstätten erforderlichsein.

Soweit in diesen Fallen nicht noch nachträglichdie Militärverwaltung eintritt, wird auch
hier eine Fürsorgetätigkeit helfend einzugreifenhaben.

Die gesamte Fürsorgetatigkeit,die die Wiederherstellungund Besserungder Erwerbsfähigkeit
zum Ziele hat, nämlich Berufsberatung, Berufsausbildung, Arbeitsvermittlung, ergänzendeHeiluugs-
maßnahmen ist in erster Linie zweifellos ebenfalls Aufgabedes Reiches. Etwas anderes ist es aber, ob
es sich empfiehlt, diese Tätigkeit durch die Organe des Reiches unmittelbar ausüben zu lassen oder ob es
nicht richtiger ist, daß andere Organe diese Tätigkeit auf Kosten des Reiches vornehmen. Es
kommen hier zunächst die zahlreichen öffentlichen und privaten Organisationen in Betracht, die in
einzelnen Zweigen der oben angegebenenFürsorgetatigkeit schon mit großen Erfolgen arbeiten.
Es seien erwähnt die Invalidenversicherung, die Vereine vom Roten Kreuz, der Vaterländische
Frauenverein, die Organisationen für Arbeitsnachweis,für Krüppelfürsorgc. Auch sind in einzelnen
Städten schon besondere Organisationen entstanden, die sich einzelner der oben angegebenen Zweige
der Fürsorge für Kriegsbeschädigte annehmen. Bei allen diefen Arbeiten liegt aber die Gefahr einer
schädlichen Zersplitterungder Kräfte nahe, vor allem werden aber auch diese entweder sachlich oder lokal
beschränktenOrganisationenstets die gestellteAufgabenur unvollkommen erfüllen können, denn es ist ein
Zusammenwirken der einzelnen Zweige der Fürsorgetatigkeit,ebenso wie auch ein interlokales Arbeitenvon
einem Orte zum anderen unbedingt erforderlich. An den nötigen finanziellenMitteln wird es ebenfalls
mangeln,auch große Bezirke mangels einer planmäßigenOrganisation ohne Fürsorgeeinrichtungbleiben.
All diesen Mißständen kann nur dadurch abgeholfen werden, daß von einer Stelle aus die bestehenden
Einrichtungenzusammengefaßt und eine planmäßige Organisation ins Leben gerufen wird. Infolgedeffen
haben auf Anregung Seiner Exzellenzdes Herrn Ober-Präsidenten und im Einverständnis niit den
zuständigen militärischenBehörden Beratungen stattgefunden, um diese Fiirsorge für die Kriegs¬
beschädigtenauf den Provinzialverband zu übernehmen. Gerade der Provinzialverband erscheint
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hierfür besondersgeeignet, da ein Organisationsbezirkgewählt werden muß, der einerseits nicht zu
klein ist, um ein Sammeln von Erfahrungen an der Zentralstelle und die Schaffung größerer
Fllrforgeeinrichtuugenzu ermöglichen, der aber andererseits auch nicht zu groß ist, um nicht gar zu
ungleichartigeörtliche Verhältnisse in sich zu schließen und einen Ueberblick von einer Zentralstelle
aus zu ermöglichen. Dazu kommt beim Provinzialverband auch der enge Zusammenhang mit
sämtlichenkleineren Kommunalverbändender Provinz, sowie der Umstand, daß viele der anderen
Verbände, die mitarbeiten müssen, wie Invalidenversicherungsanstalt,Arbeitsnachweis,Rotes Kreuz,
VaterländischerFramnucrein, Berufsgenossenschaftenebenfalls provinziell organisiert sind, und daß
ferner die Provinzialverwaltung bei der Fürsorge für so viele andere Klassen von Hilfsbedürftigen
schon mancheErfahrungen gesammelthat, die verwertet werden können.

Allerdingswird stets daran festzuhalten sein, daß es sich hier in erster Linie um eine Aufgabe
des Reiches handelt, deren Ausführung nur aus praktischen Gründen der Provinzialverband in die
Hand nimmt, und daß infolgedessendie endgültige Kragung der entstehenden Kosten Sache des
Reiches sein muß. Dies war auch die übereinstimmende Ansicht, die in der Sitzung des preußischen
Abgeordnetenhausesam 5l. März 1915, in der die vorliegendeFrage verhandelt wurde, zu Tage
trat und die auch ausdrücklichvom Herrn Minister des Innern in dieser Sitzung als richtig
anerkannt wurde. Der Herr Minister erklärte im Anschluß an das Vorgehender Provinz Branden¬
burg, in der die Fürsorge für Kriegsbefchädigteschon durch Beschluß des Provinziatlandtages
übernommenworden ist, folgendes:

„Ich kann das Vorgehen der Provinz Brandenburg nur begrüßen und fche in ihm
kein Bedenken,da es sich nur um ein Provisorium haudelt, das ein Definitivum erst dann
werden foll, wenn das Reich die nötigen Mittel zur Verfüguug gestellthat. Ich glaube,
infolgedeffeu find die finanziellen Bedenken, die einige der Herren Vorredner hervorgehoben
haben, augenblicklich nicht akut, und das Risiko, das die Provinz Brandenburg läuft, ist
höchstens das, daß sie für eine Zeitlang diese Kosten vorstreckt,ohne auf Wiedererstattung
bestimmt rechnenzu können. Sollte das Reich sich der, wie ich glaube, uubediugt ihm ob¬
liegendenPflicht entziehen,die nötigen Mittel also der Provinz nicht zur Verfügung stellen,
so müßte die Provinzialverwaltung — und das ist auch ihr Wille — ihre Fürforge auch
wieder einstellen."

Dieses muß auch selbstverständlich der Standpunkt der Rheinprovinz sein.
Die zu leistende Arbeit kann naturgemäß nicht lediglichvon der Zentralstelle ans erledigt

werden, sondern muß in der Hauptsache in zu schaffendenlokalen Organisationen vor sich gehen,
wobei der Provinzialverband in wesentlichem Umfange auf die Mitwirkung der Lokalbehürden,vor
allem der Oberbürgermeisterund Landräte angewiefenist. Wie diese lokalen Einrichtungen im
einzelnen aussehen sollen, läßt sich im Augenblick noch nicht sagen, da die Beratungen hierüber
noch schweben.Um ein sachkundiges Vorgehen von der Zentralstelle aus zu sichern, ist dem Landes¬
hauptmann ein Tätigleitsllusschußzur Seite getreten, in dem die wichtigsten BeHürden und Organe,
die bei der Ausführung beteiligt sind, vertreten sind, vor allem die stellvertretenden General¬
kommandos, die Staatsbehörde, vertreten durch deu Regierungs-Präsidenten von Düsseldorf, die
großen Kommunalverbände,vertreten durch den Oberbürgermeister von Cüln, die Invalidenver¬
sicherung,der Arbeitsnachweis,das Note Kreuz, der VaterländischeFrauenverein, die Organisationen
für Krüppelfürsorge, die Berufsgenossenschaften.Der Abschlußdes ganzen Vorgehens muß darin
liegen, daß in ähnlicherWeise die Sache auch in den anderen Provinzen und in dem außer¬
preußischen Deutschlandgeregelt wird und dann ein gegenseitiges Hand in Hand arbeiten, vielleicht
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mit einer allgemeinenZentralstelle stattfindet, um so jedem, der im Kampfe für die Gesamtheitan
seiner Gesundheitund dem Gebrauchseiner GliedmaßenSchaden gelitten hat, auch durch die Gesamt¬
heit nach Möglichkeitzu helfen und ihn wieder in: Erwerbsleben eine Stelle ausfüllen zu lasten.

Ueber den Umfang der Arbeit und der Ausgaben, die aus der neuen Aufgabe dem
Provinzialverbande erwachsen, läßt sich heute mangels statistischer Unterlagen und wegen der Neuheit
der ganzen Sache noch nichts sagen. Wenn dennoch heute schon vorgeschlagen wird, einen Beschluß
zu fassen, so rechtfertigt sich dies dadurch, daß es sich hier um eine Aufgabe handelt, deren
Inangriffnahme dringlich und so wichtig ist, daß auch zu befürchtendeSchwierigkeiten nicht
abschreckendürfen, eine Lösung zu versuchen.

Die Fürsorge soll sich von vornherein nicht nur auf die in der Rheinprovinz Heimat-
berechtigten Kriegsbeschädigtenerstrecken,sondern auch auf diejenigen, die aus anderen Teilen
Deutschlandsstammen und in rheinischen Lazaretten untergebrachtsind. Praktisch werden aber die
weitergehenden und vor allem finanzielleAufwendungenerforderndenMaßnahmen, wie Berufsaus-
bilduug, Heilverfahren nach Entlassung aus dem Militärverband, im wesentlichennur für solche
in Frage kommen, deren Heimat die Rheinprovinz ist; denn der Kriegsbeschädigteselbst drängt,
sobald er irgend wie hergestelltist, darauf, nach Hause zu kommen,und es liegt auch im Interesse
der ausübenden Fürsorge selbst, daß der Fürsorgebedürftigemöglichst in seine Heimat kommt, wo
sich ihm in der Regel eine Erwerbsmöglichkeitam leichtesten bietet. So werden denn die Nicht-
rheinländer, wenn solche Maßnahmen in Frage kommen, vorher nach ihrer Heimat gebrachtund
umgekehrtdie Rheinländer aus anderen Provinzen ebenfalls in ihre rheinische Heimat übergeführt.
Die Folge ist, daß in der Hauptsachedie Fürsorgetätigkeit sich nur mit Rheinländern zu befassen
haben wird.

Es ist selbstverständlich, daß dadurch, daß der Provinzialverband beschließt, im Interesse
des Vaterlandes, ohne dazu verpflichtetzu sein, sich der Fürsorge für Kriegsbeschädigtein dem
dargelegtenUmfange anzunehmen,weder dem einzelnen Kriegsbeschädigten selbst noch einer Behörde
oder Organisation ein Anspruch gegen den Provinzialverband auf Ausübung eines bestimmten
Maßes von Fürsorge erwächst. Es empfiehltsich aber in dem Beschlusse des Probinziallandtages
dies dadurch zum Ausdrucke zu bringen, daß lediglich eine Ermächtigung des Provinzialausschusses
zur Uebernahmeder Fürsorge ausgesprochen wird, wobei das Maß der zu übernehmenden Fürsorge
dem Provinzialausschussezu bestimmen überlassen bleibt.

Der Provinzialausschußbeehrt sich hiernach folgendeszu beantragen:
„Der Prouinziallandtag wolle folgendesbeschließen:
1. Der Provinzialausschuß wird ermächtigt, die Fürsorge für Kriegsbeschädigtedurch

Besserungihrer Erwerbsfähigkeitauf dem Provinzialverband zu übernehmen.
2. Die hierdurchentstehenden Kostenwerden vorläufig aus bereiten Mitteln gedeckt in der

Voraussetzung,daß deren spätere Erstattung durch den Staat oder das Reich erfolgt."
Düsseldorf, den 13. März 1915.

Der Provinzialausschuß:

O. Graf Beifsel von Gymnich, Dr. von Renvers,
Vorsitzender. Landeshauptmann.
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